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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 
eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Altsparergesetzes (2. ÄndG ASpG) 

— Drucksache 484 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kunze 


I. Allgemeines 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 
haben am 26. Juni 1958 dem Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf — Drucksache 484 — zur Än- 
derung des Altsparergesetzes vorgelegt. Der Ent- 
wurf soll eine Lücke in der Altsparerregelung aus- 
füllen, indem Ansprüche aus Schuldverschreibun- 
gen und Schuldbuchforderungen gegen die Öffent- 
liche Hand mit den vom Altsparergesetz als ent- 
schädigungsfähig anerkannten Sparanlagen gleich- 
gestellt werden, so daß auch insoweit eine zusätz- 
liche Entschädigung in Höhe von 10 v. H. der Alt- 
sparanlage möglich ist. Er sieht weiter eine Er- 
gänzung des § 249a des Lastenausgleichsgesetzes 
(Sparerzuschlag zu dem für die Hauptentschädigung 
zu errechnenden Grundbetrag) vor. 

Der Gesetzentwurf ist am 1. Juli 1958 vom Deut- 
schen Bundestag in erster Beratung dem Ausschuß 
für den Lastenausgleich überwiesen und dort am 
26. und 27. November 1958 abschließend beraten 
worden. 

Der Ausschuß legt als Ergebnis seiner Beratung 
einen in den grundlegenden Vorschriften unverän- 
derten, jedoch um einige Vorschriften erweiterten 
Entwurf vor. Die Notwendigkeit der Erweiterung 
ergab sich zunächst in einigen Punkten aus forma- 
len und redaktionellen Gründen, im übrigen aber 
daraus, daß sich die Regelung einiger vom Alt- 
sparergesetz in der vorliegenden Fassung noch nicht 
berücksichtigter Tatbestände im Zusammenhang mit 
der Durchführung des am 1. Januar 1958 in Kraft 
getretenen Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes er- 
gab. Dies gilt für die Erweiterung der Regelung für 


1 die Sozialfonds (Nr. 3 und 4 des Entwurfs) und für 
die Rückerstattungsfälle (Nr. 16 des Entwurfs). 

§ 1 Abs. 3 des Altsparergesetzes in der zur Zeit 
geltenden Fassung hatte eine Entschädigung für 
Gläubigerverluste aus Reichsmarkansprüchen gegen 
die öffentliche Hand, also insbesondere gegen das 
Deutsche Reich einschließlich der Sondervermögen 
Deutsche Reichsbahn und Deutsche Reichspost so- 
wie gegen die Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände einer besonderen Gesetzgebung außer- 
halb des Lastenausgleichs — ■ also ohne Belastung 
des Ausgleichsfonds mit den entsprechenden Entschä- 
digungsleistungen — Vorbehalten. Im Zeitpunkt der 
Verabschiedung des Altsparergesetzes wäre eine 
Regelung der Ansprüche aus Schuldverschreibungen 
und Schuldbuchforderungen gegen die Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände an sich möglich 
gewesen, da diese Ansprüche durch das Umstel- 
lungsgesetz auf Deutsche Mark umgestellt waren. 
Eine Regelung der Ansprüche gegen das Deutsche 
Reich und dessen Sondervermögen Reichsbahn und 
Reichspost stand jedoch noch aus. Es erschien 
j zweckmäßig, die Altsparerentschädigung aus An- 
Sprüchen gegen die öffentliche Hand durch das 
gleiche Gesetz zu regeln. Dies war mit der Verab- 
schiedung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes, 
das im Dritten Teil eine Regelung über die Ab- 
I lösung von Kapitalanlagen beim Reich und dessen 
I Sondervermögen Reichsbahn und Reichspost sowie 
beim Land Preußen trifft, möglich. Die gesetzgebe- 
rische Behandlung war jedoch wegen des Ablaufs 
j der 2. Wahlperiode nicht, wie vorgesehen, im un- 
mittelbaren Anschluß an die Verabschiedung des 
I Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes durchführbar. 
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Der vorliegende Entwurf berücksichtigt den Vor- 
behalt des § 1 Abs. 3 ASpG sowohl durch nunmeh- 
rige Gleichstellung der Reichsmarkansprüche gegen 
die öffentliche Hand mit den vom Altsparergesetz 
bereits anerkannten Sparanlagen wie auch dadurch, 
daß nicht der Ausgleichsfonds, sondern der jewei- 
lige Schuldner der Altsparanlage oder der nach dem 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz zur Ablösung 
Verpflichtete die Mittel für die Entschädigungs- 
leistungen aufbringen soll. Die insoweit für die zur 
Ablösung Verpflichteten oder die Schuldner sich 
ergebenden Kosten werden (ohne Berücksichtigung 
der aufzubringenden Zinsen) vom Bundesfinanz- 
ministerium nach den derzeitigen Unterlagen und 
unter Berücksichtigung der Erfahrungen, die sich bei 
der Durchführung des Altsparergesetzes bisher er- 
geben haben, wie folgt geschätzt: 

Für den Bund aus ablösbaren 
Kapitalanlagen beim Reich und 
dem ehemaligen Land Preußen 

für die Deutsche Bundesbahn aus 
ablösbaren Kapitalanlagen beim 
Sondervermögen Deutsche Reichs- 
bahn 

für die Deutsche Bundespost aus 
ablösbaren Kapitalanlagen bei dem 
Sondervermögen Deutsche Reichs- 
post 

aus Schuldverschreibungen und 
Schuldbuchansprüchen gegen Län- 
der, Gemeinden und Gemeindever- 
bände insgesamt 


11. Im einzelnen 

Zu § 1 (Änderung des Altsparergesetzes) 

Absatz 1 enthält die Änderungsvorsdiriften zum 
Gesetz, Absatz 2 eine Ermächtigung für den Bundes- 
minister der Finanzen, den Wortlaut des inzwi- 
schen mehrfach geänderten und dementsprechend 
unübersichtlich gewordenen Altsparergesetzes neu 
bekanntzumachen. 


Zu Absatz 1 
Nr. 1 (§ 1 ASpG) 

Die bisherigen Vorschriften des Altsparergesetzes 
gingen davon aus, daß die für die Altsparerent- 
schädigung aufzubringenden Mittel nur vom Aus- 
gleichsfonds bereitzustellen waren. Die Neufassung 
des Absatzes 1 war notwendig, da nach dem vor- 
liegenden Gesetz auch andere Schuldner Mittel für 
die Altsparerentschädigung aufzubringen haben. 

Der bisherige Absatz 3 wird durch die Regelung 
der Altsparerentschädigung für Ansprüche gegen 
die öffentliche Hand überflüssig. 


Nr. 2 (§ 2 b ASpG) 

§ 2 b enthält die grundlegende Regelung hinsicht- 
lich der gleichzustellenden Sparanlagen. 

Der in der Drucksache 484 enthaltene § 2 b Abs. 1 
Nr. 3 ist entbehrlich, da nach dem Ergebnis der in- 
zwischen angestellten Ermittlungen Schuldverschrei- 
bungen der dort bezeichneten Schuldner nicht mehr 
im Umlauf waren. In etwa sich ergebenden Einzel- 
fällen wäre eine Berücksichtigung nach den all- 
gemeinen Grundsätzen durchführbar. 

§ 2 b Abs. 2 stellt die Ablösung eines Anspruchs 
im Sinne des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes der 
Umstellung im Sinne des Umstellungsgesetzes 
gleich. Dies ist erforderlich, da das Altsparergesetz 
in der bisherigen Regelung voraussetzt, daß die 
Sparanlage umgestellt oder umgewandelt ist. 

Das Altsparergesetz stellt für die Entschädigungs- 
berechtigung auf den Zeitpunkt der Währungsum- 
stellung ab. Dies soll auch für die ablösbaren Kapi- 
talansprüche gegen das Deutsche Reich, dessen Son- 
dervermögen und das ehemalige Land Preußen gel- 
ten. Damit kommen auch diejenigen Altsparer, die 
in Reichstiteln gespart, aber — vielfach aus Not — 
nach dem Währungsstichtag ihre Ansprüche veräu- 
ßert haben, noch in den Genuß der Altsparerent- 
schädigung. 

Nr. 3 (§ 3 ASpG) 

berücksichtigt die nicht zahlreichen Fälle, in 
denen ein Sozialfonds (§ 4 Abs. 7) zwischen dem 
1. Januar 1940 und dem Währungsstichtag aufge- 
löst worden ist und seine Altsparanlagen an die 
vorher von ihm Betreuten übertragen hat. 

Nr. 4 (§ 4 ASpG) 

Die Ergänzung des Absatzes 1 enthält eine der 
Nr. 3 entsprechende Vorschrift für die Zeit zwischen 
der Währungsumstellung und dem Inkrafttreten des 
Altsparergesetzes. 

Absatz 7 regelt die Entschädigungsberechtigung 
von Sozialfonds. In einzelnen Fällen ist das Ver- 
mögen solcher Sozialfonds, die in der Zeit von 1933 
bis 1945 aufgelöst worden sind, nach 1945 an Insti- 
tutionen übertragen worden, die zwar keine Rechts- 
nachfolger, aber Zwecknachfolger der aufgelösten 
Körperschaften sind. Es soll die Möglichkeit ge- 
geben werden, im Interesse des betreuten Personen- 
kreises dem Zwecknachfolger Altsparerentschädi- 
gung zu gewähren. 

Nr. 5 (§ 5 ASpG) 

Die Ergänzung des Absatzes 1 Satz 1 stellt klar, 
daß sich der öffentlich-rechtliche Anspruch des Ent- 
schädigungsberechtigten entweder gegen den Aus- 
gleichsfonds oder — bei ablösbaren Kapitalansprü- 
chen im Sinne des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes — gegen den zur Ablösung Verpflichteten 
richtet. 

Die redaktionelle Angleichung in Absatz 2 ergibt 
sich aus der Gleichstellung der Ablösung nach den 
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Vorschriften des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
mit der Umstellung eines Anspruchs nach den Vor- 
schriften zur Neuordnung des Geldwesens. 

Das Altsparergesetz sieht bei Entschädigungs- 
ansprüchen aus auf Grund der Umstellungsvor- 
schriften (im wesentlichen 1948) umgestellten An- 
sprüchen eine Verzinsung vom 1. Januar 1953 an 
vor. Die Verzinsung der Ablösungsschuld im Sinne 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes, das am 
1. Januar 1958 in Kraft getreten ist, beginnt ohne- 
hin bereits zu einem zurückliegenden Zeitpunkt, am 
1. April 1955. Absatz 4 sieht einen entsprechenden 
Beginn der Verzinsung auch für Entschädigungs- 
ansprüche aus ablösbaren Kapitalanlagen vor. 

Nr. 6 {§ 6 ASpG) 

Die Ergänzung der Vorschrift trägt der Einbe- 
ziehung der ablösbaren Ansprüche in die Altsparer- 
regelung Rechnung. 

Nr. 7 (§ 10 a ASpG) 

Die Vorschrift enthält eine Einpassung der Ent- 
schädigungsregelung für Wertpapier- und Schuld- 
buchansprüche gegen die öffentliche Hand in die 
bisher geltende Regelung. Die Notwendigkeit von 
Sondervorschriften ergibt sich für Einzelschuldbuch- 
forderungen gegen das Deutsche Reich, die Deut- 
sche Reichsbahn und die Deutsche Reichspost; 
solche Schuldbuchforderungen sind erfahrungs- 
gemäß zwischen dem 1. Januar 1940 und dem 8. Mai 
1945 bzw. dem Währungsstichtag nicht bewegt wor- 
den. Sie haben überwiegend entweder am 1. Januar 
1940 schon bestanden oder sind mit dem Gegenwert 
eingelöster Reichstitel begründet worden. 

Nr. 8 (§ 12 ASpG) 

Die Notwendigkeit der Ergänzung ergibt sich aus 
der Anfügung des Absatzes 3 an § 3. 

Nr. 9 (§ 13 ASpG) 

Die Änderungen des § 13 sind redaktioneller Art. 
Nr. 10 (§ 14 ASpG) 

Absatz 1 war zu ergänzen, da für die durch § 2b 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 gleichgestellten Reichsmark- 
ansprüche gegen die öffentliche Hand eine Ergän- 
zung der Verfahrensvorschriften notwendig gewor- 
den ist. Die übrigen Änderungen des § 14 sind nur 
redaktioneller Ärt. 

Nr. 11 (§ 15 ÄSpG) 

Eine Änderung der Vorschrift war aus den glei- 
chen Gründen erforderlich, die für die Änderung 
des § 14 Äbs. 1 (Nr. 10) maßgebend waren. 

Nr. 12 (§ 16a ASpG) 

Die Vorschrift war erforderlich, da Entschädi- 
gungsansprüche aus Einzelschuldbuchforderungen 
nicht von einem Institut, sondern von der Bundes- 
schuldenverwaltung (einer Bundesoberbehörde) be- 


arbeitet werden. Es waren deshalb abweichende 
Vorschriften für das Rechtsmittelverfahren einzu- 
fügen. 

Nr. 13 (§ 18 ASpG) 

Die Ergänzungen teils materieller, teils redaktio- 
neller Art ergeben sich auf Grund der neu einge- 
fügten Vorschriften. Sie enthalten außerdem mit 
dem neuen Absatz 6 eine Sonderregelung für die 
ablösbaren Kapitalansprüche im Sinne des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes. Die Mittel sollen nicht 
nur, dem allgemeinen Grundsatz der neuen Vor- 
schriften (vgl. Abschnitt I) entsprechend, von den 
zur Ablösung Verpflichteten bereitgestellt, sondern 
auch von der Bundesschuldenverwaltung an die 
Institute, welche die Entschädigungsgutschrift erteilt 
haben, weitergeleitet werden. Der Ausgleichsfonds 
ist hier aus Gründen der Verfahrensvereinfachung 
nicht eingeschaltet. Bund, Bundesbahn und Bundes- 
post müssen die Entschädigungsgutschriften aus ab- 
lösbaren Kapitalanlagen im Sinne des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes in dem gleichen Rhythmus 
— also spätestens bis 1979 — • tilgen, in dem der 
Ausgleichsfonds Beträge zur Tilgung der Entschädi- 
gungsgutschriften zur Verfügung stellt. 

Nr. 14 (§ 19 ASpG) 

Neben redaktionellen Änderungen war die Ein- 
fügung neuer Vorschriften in § 19 aus folgenden 
Gründen erforderlich: 

a) Da das Gesetz erst 1959 in Kraft treten wird, 
also vor diesem Jahr Entschädigungsgutschriften 
nicht erteilt werden, kann den Schuldnerinstitu- 
ten aus Entschädigungsgutschriften, die auf 
Grund des § 2b Abs. 1 Nr. 2 erteilt werden, 
auch die zur Deckung ihrer Unkosten bestimmte 
Zinsmarge von 0,5 v. H. erst vom 1. Januar 1959 
an gewährt werden. 

b) Bei der Vielzahl der Wertpapierarten im Sinne 
des § 2b Abs. 1 Nr. 2 kann die Tilgung der Ent- 
schädigungsgutschriften nur über den Ausgleichs- 
fonds abgewickelt werden. Jedoch sollen die 
Schuldner der Altsparanlagen entsprechend dem 
§ 1 Abs. 3 der bisherigen Fassung des Gesetzes 
(vgl. Abschnitt I) dem Ausgleichsfonds die zur 
Tilgung erforderlichen Beträge zur Verfügung 
stellen. Die Vorschrift bestimmt, daß die Tilgung 
in gleicher Folge durchgeführt wird, wie dies für 
die übrigen Entschädigungsgutschriften vorge- 
sehen ist. 

c) Der bereits bisher im Gesetz enthaltene Grund- 
satz der Schadensersatzpflicht der bearbeitenden 
Institute bei vorsätzlichem oder grob fahrlässi- 
gem Verhalten von deren Bevollmächtigten war 
auf die Fälle auszudehnen, in denen öffentlich- 
rechtlicher Schuldner aus der Entschädigungsgut- 
schrift nicht der Ausgleichsfonds ist, sondern die 
zur Ablösung Verpflichteten sind. 

Nr. 15 (§ 20 ASpG) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 
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Nr. 16 (§ 24 ASpG) ' 

I 

Eine Neufassung des § 24 ASpG (Rückerstattungs- j 
fälle) war notwendig im Zusammenhang mit der 
Altsparerentschädigung für ablösbare Kapital- 
anlagen im Sinne des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes sowie auf Grund des Inkrafttretens des 
Bundesrückerstattungsgesetzes. 

Bisher konnte Altsparerentschädigung nur ge- 
währt werden, wenn der Rückerstattungsberechtigte 1 
die gleiche Altsparanlage erhalten hatte, die ihm | 
entzogen war. § 24 Abs. 1 Satz 2 (Neufassung) j 
sieht, entsprechend der Regelung des Bundesrück- , 
erstattungsgesetzes, eine Altsparerentschädigung i 
auch bei Ersatzleistungen vor. | 

§ 24 Abs. 2 regelt Fälle, in denen der Rückerstat- ; 
tungspflichtige Altsparerentschädigung an den Rück- , 
erstattungsberechtigten vorgeleistet hat. 

Absatz 4 soll die Möglichkeit einer Regelung j 
durch Rechtsverordnung für die Fälle geben, in ; 
denen ein außergerichtlicher Vergleich geschlossen 
worden ist. 

Absatz 5 soll vermeiden, daß Entschädigungs- 
ansprüche sowohl nach dem Altsparergesetz als 
auch nach dem Bundesrückerstattungsgesetz mit Er- 
folg geltend gemacht werden können. 

Nr. 17 (§ 25 ASpG) 

Die Neufassung des Absatzes 2 war für die Fälle 
notwendig, in denen die Bundesschuldenverwaltung 
über Entschädigungsansprüche aus Einzelschuld- 
buchforderungen entscheidet. 

Nr. 18 (§ 31 ASpG) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu Absatz 2 

Das Altsparergesetz ist bereits mehrfach ohne 
Neufassung geändert worden. Im Interesse der 


leichteren Anwendbarkeit des Gesetzes soll der 
Bundesminister der Finanzen ermächtigt werden, 
eine Neufassung sowohl des Gesetzes als auch der 
zu dem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen be- 
kanntzumachen. 

Zu § 2 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

§ 249a des Lastenausgleichsgesetzes regelt den 
Sparerzuschlag im Rahmen der Hauptentschädigung. 
Es ist erforderlich, die Vorschrift hinsicht der Spar- 
anlagen bei der öffentlichen Hand zu ergänzen, die 
jetzt im Altsparergesetz neu berücksichtigt werden 
und deren Verlust zur Anerkennung eines Vertrei- 
bungsschadens führen kann. (Ansprüche gegen das 
Reich und seine Sondervermögen müssen hier unbe- 
rücksichtigt bleiben, da Schäden an solchen Ansprü- 
chen nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 des Feststellungsgesetzes 
schon von der Schadensfeststellung ausgeschlossen 
sind; insoweit ist ohnehin Entschädigung nach dem 
Altsparergesetz möglich, da eine Ablösung auf 
Grund des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes er- 
folgen kann.) 

Zu § 3 (Anwendung in Berlin) 

Das Gesetz soll gleichmäßig im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) gelten. 

Zu § 4 (Nichtanwendung im Saarland) 

Die negative Saar-Klausel trägt dem Umstand 
Rechnung, daß das Altsparergesetz im Saarland 
nicht gilt. 

Zu § 5 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am 1. April 1959 in Kraft treten, 
damit dann — nach entsprechender Vorbereitung — 
die zügige Bearbeitung der Entschädigungsansprüche 
gewährleistet ist. 


Bonn, den 28. November 1958 

Kunze 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 484 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. November 1958 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 
Kunze 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwuri eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Altsparergesetzes 
(2. ÄndG ASpG) 


Der Bundesitag hat mit Zustiinmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


§ 1 

Änderung des Altsparergesetzes 

(1) Das Altsparergesetz vom 14. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 495) in der Fassung der dazu ergan- 
genen Änderungsgesetze wird wie folgt geändert; 

1. § 1 wird wie folgt geändert; 

a) ln Absatz 1 erhält der zweite Halbsatz 
folgende Fassung; 

„wird Entschädigung nach Maßgabe der fol- 
genden Vorschriften, und zwar, soweit das 
Gesetz nichts anderes bestimmt, aus Mitteln 
des Ausgleichsfonds (§ 5 des Lastenaus- 
gleichs go setz es) gewährt. " 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. Nach § 2a wird folgender § 2b eingefügt; 

„§ 2b 

Re ichsmarkan Sprüche gegen die 
öffentliche Hand 

(1) Den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten 
Sparanlagen werden glelchgesitollt: 

1. die in § 30 Nr. 1 bis 3 und 5 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
5. November 1957 (Bunde sgesetzbl. I 
S. 1747) aufgeführten Kapital an Sprüche 
gegen das Deutsche Reich einschließ- 
lich der Sonder vermögen Deutsche 
Reichsbahn und Deutsche Reichspost 
sowie das ehemalige Land Preußen, 

2. Schuldverschreibungen der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
einschließlich der Schuldbuch forde- 
ren gen. 

(2) Der Umstellung eines Anspruchs nach 
den Vorschriften zur Neuordnung des Geld- 
wesens im Sinne dieses Gesetzes wird die Ab- 
lösung nach den Vorschriften im Dritten Teil 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes gleich- 
gestellt. Ist ein ablösbarer Kapitalanspruch im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 zwischen dem Zeit- 
punkt der Einführung der Deutschen Mark und 
dem 1. Januar 1958 veräußert worden, wird 
vermutet, daß er abgelöst worden ist." 


3. In § 3 wird folgender Absiaitz 3 angefügt: 

„(3) In den Fällen des § 4 Abs. 7 isteht ein 
Wechsel in der Person des Gläubigers zwitschen 
dem 1. Januar 1940 und dem Zeitpunkt der Ein- 
führung der Deutschen Mark der Anerkennung 
einer Altspa ran läge nicht entgegen, wenn der 
Wechsel auf einer Rechtsnachfolge beruht, die 
durch Satzung, Verfassung oder Beschluß der 
berufenen Organe einer aufgelöisten Körper- 
schaft, Personenvereinigung oder Vermögens- 
masise bestimnit war." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt; 

„War Gläubiger der Altsparanlage eine in 
der Zeit zwischen der Einführung der Deut- 
schen Mark und dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgelöste Körperschaft, Perisonen- 
vereinigung oder Vermögensmaisse im Sinne 
des Absatzes 7, bestimmt sich die Person des 
En tschädigungsb erechtigten nach der Satzung, 
der Verfassung oder dem Beschluß der be- 
rufenen Organe dieser Körpiersdiaft, Per- 
sonenvereinigung oder VermÖgensmass^e." 

b) An Absatz 7 wird folgender Satz angefügt; 

„Durch Rechts Verordnung kann bestimmt 
werden, in welchen Fällen der Anspruch auf 
Entschädigung zugunsten einer Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
anerkannt wird, die nach ihrer Verfassung, 
Zusammensetzung, Zweckbestimmung oder 
organisatorischen Stellung und nach Art und 
Umfang ihrer Tätigkeit als Zwecknachfolger 
einer im Zeitpunkt der Einführung der Deut- 
schen Mark nicht mehr bestehenden juristi- 
schen Person oder Personenvereinigung im 
Sinne des Satzes 1 anzusehen ist, wenn eine 
solche Anerkennung der Billigkeit ent- 
spricht." 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 Satz 1 wird nach einem Komma 
folgender Halbsatz angefügt: 

„in den Fällen des § 2b Abs. 1 Nr. 1 gegen 
den im Sinne des § 35 Abs. 2 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes zur Ab- 
lösung Verpflichteten." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „auf Deutsche 
Mark umgestellt oder in Deutsche Mark um- 
gewandelt" ersetzt durch die Worte „auf 
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Deutsche Mark umgestellt, in Deutsche 
Mark umgewandelt oder abgelöst". 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Beruht er auf Sparanlagen im Sinne des 
§ 2b Abs. 1 Nr. 1, wird er vom 1. April 
1955 ab mit 4 vom Hundert verzinst." 

6. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „um- 
gestellten oder umgewandelten" ersetzt durch 
die Worte „umgestellten, umgewandelten oder 
abgelösten". 

7. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

r,§ 10a 

Sondervorsdiriften für Reichsmarkansprüche 
gegen die öffentliche Hand 

(1) Beruht der Entschädigungsanspruch auf 
einer Sparanlage nach § 2b Abs. 1 Nr. 1, gilt 
§ 9 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der Anerken- 
nung des Rechts im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren die Feststellung des Rechts auf Ab- 
lösung im Sinne des § 35 Abs. 1 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes tritt. War eine 
solche Sparanlage im Zeitpunkt der Einführung 
der Deutschen Mark als Einzelschuldbuchforde- 
rung eingetragen, wird vermutet, daß sie dem 
Berechtigten schon am 1. Januar 1940 zugestan- 
den hat. Ist die Einzelschuldbuchforderung 
zwischen dem Beginn des 1. Januar 1940 und 
dem 8. Mai 1945 in das Schuldbudi eingetragen 
worden, wird vermutet, daß sie mit dem Ge- 
genwert einer fällig gewordenen Sparanlage im 
Sinne des § 2b Abs. 1 Nr. 1 begründet worden 
ist, die dem Berechtigten bereits am 1. Januar 
1940 zugestanden hat. 

(2) Auf Sparanlagen im Sinne des § 2b Abs. 1 
Nr. 2 findet § 9 entsprechende Anwendung." 

8. In § 12 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Wor- 
ten „§ 3 Abs. 2" die Worte eingefügt „und 3". 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist in der Klammer statt 
„§§ 2, 2a" zu setzen „§§ 2, 2a, 2b". 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden hinter den Worten 
„§ 3 Abs. 2" die Worte eingefügt „und 3". 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. bei Wertpapieren im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie des § 2b 
Abs. 1 Nr. 2 dasjenige Kreditinstitut, 
welches als Anmeldestelle im Wert- 
papierbereinigungsverfahren tätig ge- 
worden ist oder die Lieferbarkeits- 
bescheinigxxng ausgestellt hat, 

in den Fällen des § 9 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
das Schuldnerinstitut, 


bei Sparanlagen im Sinne des § 2b Abs. 
1 Nr. 1 diejenige Stelle, bei der die ab- 
zulösenden Ansprüche nach § 42 Abs. 1 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
angemeldet worden sind,". 

b) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle des § 42 Abs. 2 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes ist zuständig für die 
Bearbeitung des Entschädigungsanspruchs 
die Bundesschuldenverwaltung." 

c) In Absatz 2 werden hinter dem Wort „Insti- 
tut" die Worte eingefügt „oder die Bundes- 
schuldenverwaltung". 

d) In Absatz 3 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Der Antrag ist von dem Entschädigungs- 
berechtigten (§ 4) auf amtlichem Formblatt 
bei dem nach Absatz 1 Satz 2 zuständigen 
Institut, im Falle des Absatzes 1 Satz 3 bei 
der Bundesschuldenverwaltung zu stellen." 

11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter „§ 14 Abs, 1" ein- 
gefügt „Satz 2". 

b) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle des § 14 Abs. 1 Satz 3 entscheidet 
die Bundesschuldenverwaltung." 

c) In Absatz 2 erhält Satz 4 folgende Fassung; 

„Eine Abschrift des Bescheides ist in den 
Fällen des § 18 Abs. 1 Satz 3 an den Schuld- 
ner, in den Fällen des § 18 Abs. 1 Satz 4 an 
die Bundesschuldenverwaltung zu übersen- 
den, die im weiteren Verfahren zur Stellung- 
nahme berechtigt sind." 

d) Der folgende Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Obliegt die Bearbeitung des Entschä- 
digungsanspruchs auf Grund des § 14 Abs. 1 
Satz 3 der Bundesschuldenverwaltung, gel- 
ten die Absätze 2 und 3 nicht." 

12. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt: 

„§ 16a 

Verfahren bei der Entscheidung durch die 
Bundes Schuldenverwaltung 

Im Falle des § 15 Abs. 1 Satz 2 kann gegen 
den Bescheid der Bundesschuldenverwaltung 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe Ein- 
spruch mit dem Ziel einer nochmaligen Prü- 
fung eingelegt werden. Im übrigen gelten die 
§§ 338 bis 342 des Lastenausgleichsgesetzes 
entsprechend." 

13. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende Fassung; 

„Ist der Entschädigungsanspruch durch end- 
gültigen, anerkannten oder rechtskräftigen 
Bescheid festgestellt, wird durch das nach 
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§ 14 Abs. 1 Satz 2 zuständige Institut, im 
Falle des § 14 Abs. 1 Satz 3 durch die Bun- 
desschuldenverwaltung erfüllungshalber eine 
Entschädigungsgutschrift erteilt. " 

b) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen und 
durch folgende Sätze ersetzt: 

„In den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr, 3 und 4 
sowie des § 2b Abs. 1 Nr. 2 richtet sich der 
Anspruch gegen den Schuldner der Altspar- 
anlage; durch Rechtsverordnung wird ein 
Institut als Schuldner aus der Entschädi- 
gungsgutschrift bestimmt, sofern der Schuld- 
ner kein Institut ist. In den Fällen des § 2b 
Abs. 1 Nr. 1 richtet sich der Anspruch aus 
der Entschädigungsgutschrift gegen den im 
Sinne des § 35 Abs. 2 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes zur Ablösung Ver- 
pflichteten." 

c) In Absatz 4 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der Anspruch aus der Entschädigungsgut- 
schrift wird vom 1. Januar 1953 ab, in den 
Fällen des § 2b Abs. 1 Nr. 1 vom 1. April 
1955 ab mit 4 vom Hundert verzinst." 

d) In Absatz 4 Satz 2 wird „Absatz 7" ersetzt 
durch „Absatz 8". 

e) In Absatz 5 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Ansprüche aus Entschädigungsgutschrif- 
ten werden, unbeschadet der Regelung in 
Absatz 6, in dem Umfange zur Auszahlung 
freigegeben und damit fällig, in dem Mittel 
zur Einlösung der Deckungsforderungen 
(§ 19) aus dem Ausgleichsfonds bereitgestellt 
werden." 

f) Der folgende Absatz 6 wird ein gefügt: 

„(6) Bei Sparanlagen im Sinne des § 2b 
Abs. 1 Nr. 1 werden von dem zur Ablösung 
Verpflichteten (Absatz 1 Satz 4) die An- 
sprüche aus den Entschädigungsgutschriften 
vom 1. April 1960 ab bis spätestens zum 
31, Dezember 1979 durch Grupp enauslosung 
in dem Verhältnis getilgt, in dem vom Aus- 
gleichsfonds nach § 323 Abs. 7 des Lasten- 
ausgLeichsgesetzes Beträge zur Tilgung der 
Deckungsiforderungen (§ 19) bereitgestellt 
werden. " 

g) Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden Ab- 
sätze 7 bis 9. 

14. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung : 

„Deckungsforderungen, 

S ch ad e n e risa tzp fl i ch t der In Sit i tu t e " . 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zugunsten derjenigen Institute, welche 
Schuldner aus den Entschädigungsgutschrif- 
ten sind, entstehen in den Fällen des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 6, der §§ 2a und 2b 


Abs. 1 Nr. 2 in Höhe ihrer Verbindlichkeiten 
aus Entschädigungsgutschriften mit deren 
Erteilung Deckungsforderungen gegen den 
Ausgleichsfonds. Die Deckungsforderungen 
werden vom 1. Januar 1953 an mit 4 vom 
Hundert und vom 1. Januar 1954 an, in den 
Fällen des § 2b Abs. 1 Nr. 2 vom 1. Januar 
1959 an mit 4,5 vom Hundert verzinst, Zin- 
seszinsen werden nicht geschuldet." 

c) Der folgende Absatz 2 wird edngefügt: 

„(2) Bei Sparanlagen im Sinne des § 2b 
Abs. 1 Nr. 2 stellt der jeweiilige Schuldner 
dem Ausgleichsfonds zur Verzinsung und 
Tilgung der Deckungsforderungen, unbe- 
schadet der für die Zeit vom 1, Januar 1953 
an nachzuzahlenden Zinsen und Tilgungsbe- 
träge, jährlich mindestens diejeinigen Be- 
träge zur Verfügung, die dem vom Aus- 
gleichsfonds nach § 323 Abs, 7 des Lasten* 
ausgleichsgesetzes bereitgestellten Betrag 
unter Berücksichtigung der Höhe der Dek- 
kungsforderungen entsprechen." 

d) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 

e) Der folgende Absatz 6 wird langefügt: 

„(6) Hat ein Institut einen Bescheid auf 
Grund eines Entschädigungsanspruchs aus 
einer Sparanlage im Sinne des § 2b Abs. 1 
Nr. 1 erteilt, hat es gegenüber dem zur Ab- 
lösung Verpflichteten insoweit Schadenser- 
satz zu leisten, als festgestellt wird, daß die 
Entschädigungsgutschrift auf Grund eines 
unrichtigen, auf vorsätzlichem oder grob 
fahrlässigem Verhalten der Bevollmächtig- 
ten des Instituts beruhenden Bescheids er- 
teilt worden ist." 


15, In § 20 Abs. 5 wird „§ 18 Abs. 7" ersetzt durch 
„§ 18 Abs. 8". 


16. § 24 erhält folgende Fassung: 

.§ 24 

Rückerstattungsfälle 

(1) Ist nach den Vorschriften über die Rück- 
erstattung feststellbarer Vermögensgegenstände 
rechtskräftig entschieden oder durch einen einer 
rechtskräftigen Entscheidung gleichgestellten 
Vergleich vereinbart, daß eine Altsparanlage 
einem Rückerstattungsberechtigten zusteht, steht 
der Entschädigungsanspruch nach diesem Gesetz 
dem Rückerstattungsberechtigten zu. Das gleiche 
gilt, wenn an die Stelle der Rückerstattung 
einer Sparanlage (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6, §§ 2a, 
2b), die dem Rüdeerstattungsberechtigten oder 
seinem Rechtsvorgänger im Sinne des § 3 Abs. 2 
und 3 nach dem 29. Januar 1933 entzogen wor- 
den ist, eine Ersatzleistung getreten ist. Die 
entzogene Sparanlage gilt als Altsparanlage, es 
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sei denn, daß der Rückerstattungsberechtigie 
die Sparanlage hach dem 31. Dezember 1939 
begründet hat. 

(2) Hat der Rückerstattungspflichtige vor dem 
1. April 1959 dem Rückerstattungsberechtigten 
eine Ersatzleistung für die Altsparerentschädi- 
gung gewährt, geht der Entschädigungsanspruch 
insoweit auf den Rückerstattungspflichtigen 
über. 

(3) Ist über einen geltend gemachten Rück- 
erstattungsanspruch noch nicht rechtskräftig 
entschieden, ist auch der Rückerstattungsbe- 
rechtigte zur Antragstellung nach diesem Gesetz 
berechtigt. Ist ein solcher Antrag oder ein ent- 
sprechender Antrag nach § 60 Abs, 3 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes oder nach § 60 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes gestellt, wird 
die Entscheidung über die Entschädigungsan- 
träge des Rückerstattungspflichtigen und des 
Rückerstattungsberechtigten bis zur rechtskräf- 
tigen Entscheidung über den Rückerstattungs- 
anspruch ausgesetzt. 

(4) Durch Rechts Verordnung kann Näheres 
über das Verfahren sowie über die Entschädi- 
gungsberechtigung in den Fällen bestimmt wer- 
den, in denen anstelle einer der in Absatz 1 be- 
zeichneten rechtskräftigen Entscheidung oder 
eines einer solchen Entscheidung gleichgestell- 
ten Vergleichs eine Vereinbarung zwischen dem 
Rückerstattungspflichtigen und dem Rückerstat- 
tungsberechtigten getroffen worden ist, sofern 
die Vereinbarung nach Form und Inhalt zwei- 
felsfrei ist und den Grundsätzen des Rücker- j 
stattungsrechts entspricht. 

(5) Ein Entschädigungsanspruch nach diesem 
Gesetz ist ausgeschlossen, wenn dem Rücker- 
stattungsberechtigten ein unter das Bundes- 
rückerstattungsgesetz vom 19. Juli 1957 (Bun- 
desgesietzbl. I S. 734) fallender rückerstattungs- 
rechtlicher Schadenersatzanspruch wegen der 
Entziehung einer Sparanlage zusteht, für die 
dem Berechtigten ohne die Entziehung Entschä- 
digung nach diesem Gesetz zu gewähren sein 
würde." 

17. In § 25 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Uber die Ausschließung von der Gewährung 
von Entschädigungsleistungen im Sinne des Ab- 
satzes 1 entscheidet auf Antrag des Instituts 
oder des Vertreters der Interessen des Aus- 
gleiichsfonds, im Falle des § 14 Abs. 1 Satz 3 


der Bundesschuldenverwaltung der Leiter des 
Landesausgleichsamts nach Anhörung des Be- 
schwerdeausschusses," 

18. In § 31 Abs. 2 wird „§ 18 Abs. 7'" ersetzt durch 
„§ 18 Abs. 8". 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut dc!S Altsparergesetzes und 
der zum Altsparergesetz erlassenen Rechtsverord- 
nungen in der jeweils geltenden Fassung mit 
neuem Datum und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen, 

§ 2 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14, August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert; 

In § 249a Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt; hinter dem Wort „Kommunal- 
schuldverschreibungen" werden die Worte einge- 
fügt „sowie sonstige Schuldverschreibungen und 
verzinsLidie Schatzanweisungen, die von juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts ausge- 
geben worden sind, einschließlich der Schuldbuch- 
forderungen". 

§ 3 

Anwendung in Berlin (West) 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch in Berlin (West). Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten in Berlin 
(West) nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 4 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1959 in Kraft. 
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